
560 Staats- und Verwal.tungsrecht

5) Preußisches Gesetz über die Gründung einer Hafen-
gemeinschaft zwischen Hamburg und Preußen

31. Mai 1929. (Preuß. Ges. Samml. 1929 S. 59)
Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen:

§ i.

Die in dem anliegenden Staatsvertrage zwischen Hamburg und
Preußen über die Gründung einer Hafengemeinschaft vom 9./13. März

-

:1929 vorbehaltene Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften
des Landes Preußen wird erteilt, und das Staatsministerium wird er-

mächtigt, die zur Durchführung des Staatsvertrags erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, insbesondere die darin vorgesehene hamburgisch-
preußische Hafengemeinschaft G. in. b. H. zu gründen.

§ 2.

Die Wahrnehmung der Gesellschafterrechte des Landes Preußen
in der hamburgisch-preußischen Hafengemeinschaft G. m. b. H. liegt
dem Minister für Handel und Gewerbe und dem Finanzminister ge-
meinschaftlich ob.

§ 3.
Für die Geschäftsführung der. hamburgisch-preußischen Hafen-

gemeinschaft G. in. b. H. kommen die Artikel 63 bis 68 der Preußischen
Verfassung sowie die Bestimmungen des Gesetzes über den- Staats-
haushalt vom ii. Mai 1898 (Gesetzsamml. S. 77) nicht in Betracht.

§ 4.
Das Staatsministerium hat alljährlich dem Landtage den Jahres-

abschluß und den von den Geschäftsführern der hamburgisch-preußisch
Hafengemeinschaft G. ni, b. H. erstatteten Jahresbericht nach Beschluß-
fassung durch die Gesellschafterversammlung vorzulegen.

§
Aus Anlaß der Durchführung des in § i genannten Staatsvertrags

einmalig fällig werdende Staats- und Gemeindesteuern, Zuschläge zu

Reichssteuern und sonstige staatliche und gemeindliche Abgaben aller
Art werden nicht erhoben. Sämtliche Verhandlungen zur Durchführung
des Staatsvertrags sind gebühren- und stempelfrei.

§ 6.

Zu laufenden Steuern und sonstigen laufenden Abgaben, die dem
Lande, den Gemeindeverbänden, den Gemeinden sowie sonstigen
Körperschaften des öffentlichen Rechtes zufließen, wird die Gesellschaft
nur insoweit herangezogen, als diese Steuern und Abgaben auch vom

Preußischen Staate zu entrichten wären, wenn er den Betrieb in eigener
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Deutschland 1. Gesetzgebung 561:,

Verwaltung führte und Eigentümer der der. Gesellschaft gehörenden
Grundstücke und Anlagen wäre.

§ 7-
Die Ausführung dieses Gesetzes erfolgt durch den Minister für

Handel und Gewerbe und den Finanzminister.
Das vorstehende, vom Landtage beschlossene Gesetz wird hiermit

verkündet. Die verfassungsmäßigen Rechte des Staatsrats sind ge-
wahrt.

Berlin, den 31- Mai 1929.

Das Preußische Staatsministerium

Für den Minister für Handel und

Gewerbe den Finanzminister: -

Braun Steiger
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